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Beglaubigte Abschrift 

13 Ta 364/20 

1 Ca 1740/19 

Arbeitsgericht Krefeld 

  

LANDESARBEITSGERICHT DÜSSELDORF 
BESCHLUSS 

In dem Zwangsvollstreckungsverfahren 

 

 

E. F., T. weg 13, X. 

 

Kläger, Gläubiger und Beschwerdeführer 

 

Prozessbevollmächtigte 

N. Rechtsanwälte, I. straße 140, N. 

 

g e g e n  

 

e. Immobilienverwaltung GmbH & Co. KG, vertreten durch die h. immobilien GmbH, 

diese vertreten durch den Geschäftsführer H. H., D.Straße 91 - 93, L. 

 

Beklagte, Schuldnerin und Beschwerdegegnerin 

 

Prozessbevollmächtigter 

Rechtsanwalt Dr. T. H., M..-Kirch-Straße 67, L. 

 

hat die 13. Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 

am 18.01.2021 

durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht Nübold 

 

b e s c h l o s s e n : 

 

Auf die sofortige Beschwerde des Gläubigers vom 30.10.2020 wird der Be-

schluss des Arbeitsgerichts Krefeld vom 20.10.2020 – 1 Ca 1740/19 – auf-

gehoben. 

 

Gegen die Schuldnerin wird zur Erzwingung der Verpflichtung aus dem 

Vergleich vom 19.11.2019, nämlich dem Gläubiger ein qualifiziertes Zeug-

nis mit dem im Vergleich bestimmten Inhalt zu erteilen, ein Zwangsgeld in 

Höhe von 2.000,-- € verhängt. Für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben 
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werden kann, wird für jeweils 500,-- € ein Tag Zwangshaft festgesetzt, zu 

vollstrecken an dem Geschäftsführer H. H. der persönlich haftenden Ge-

sellschafterin der Schuldnerin. 

 

Die Vollstreckung der Zwangsmittel entfällt, sobald die Schuldnerin der 

genannten Verpflichtung nachkommt. 

 

Die Schuldnerin hat die Kosten des Zwangsvollstreckungsverfahrens zu 

tragen. 

 

Die Rechtsbeschwerde wird für die Schuldnerin zugelassen. 

 

Beschwerdewert: 3.500.-- €. 

 

 

G R Ü N D E : 

 

 

A. 

 

Im Ausgangsverfahren haben die Parteien im Gütetermin vom 19.11.2019 einen Wi-

derrufsvergleich geschlossen, in dem sich die Schuldnerin u.a. wie folgt verpflichtet 

hat: 

 

„3. Die Beklagte erteilt dem Kläger ein wohlwollendes qualifiziertes Arbeits-

zeugnis unter dem Ausscheidungsdatum, welches sich auf Leistung und 

Verhalten erstreckt, eine gute Leistungs- und Verhaltensbeurteilung sowie 

die übliche Dankes-, Wunsches- und Bedauernsformel enthält.“ 

 

Der Vergleich ist von den Parteien nicht widerrufen worden. Am 23.12.2019 hat das 

Arbeitsgericht dem Gläubiger eine vollstreckbare Ausfertigung erteilt. Am 08.01.2020 

hat der Gläubiger der Schuldnerin den Vergleich zugestellt. 

 

Die Schuldnerin hat dem Gläubiger verschiedene Zeugnisse zukommen lassen, wel-

che aus seiner Sicht jedoch keine ordnungsgemäße Erfüllung des titulierten Anspruchs 

darstellen. 

 

Der Gläubiger hat die Festsetzung von Zwangsgeld zur Erzwingung der titulierten Ver-

pflichtung beantragt. Hilfsweise beantragt er solches mit dem Ziel, dass die Schuldne-

rin ihm ein qualifiziertes Zeugnis erteilt. 

 

Mit Beschluss vom 20.10.2020 hat das Arbeitsgericht Haupt- und Hilfsantrag zurück-

gewiesen. Gegen den ihm am 23.10.2020 zugestellten Beschluss hat der Gläubiger 

mit einem am 03.11.2020 beim Landesarbeitsgericht eingegangenen Schriftsatz vom 



 - 3 - 13 Ta 364/20 

… 

30.10.2020 sofortige Beschwerde eingelegt, welcher das Arbeitsgericht mit Beschluss 

vom 12.11.2020 nicht abgeholfen hat. 

 

B. 

 

1. Die sofortige Beschwerde ist zulässig: Sie ist nach §§ 62 Abs. 2 Satz 1, 78 Satz 1 

ArbGG, 793, 567 Abs. 1 Nr. 1 ZPO statthaft und auch form- und fristgerecht (§ 569 

ZPO) eingelegt worden. 

 

2. Die sofortige Beschwerde hat auch in der Sache Erfolg. Die allgemeinen Zwangs-

vollstreckungsvoraussetzungen liegen vor. Auch im Übrigen stehen der Vollstreckung 

keine durchgreifenden Bedenken entgegen. 

 

a) Entgegen der Auffassung des Arbeitsgerichts hält die Beschwerdekammer Ziffer 3 

des Vergleichs vom 19.11.2019 für ausreichend bestimmt. 

 

(1) Dagegen spricht zunächst nicht, dass die Schuldnerin ein „wohlwollendes“ Zeugnis 

erteilen soll. Zwar ist die Wendung „wohlwollend" unbestimmt und deshalb ein Ver-

gleich insoweit nicht vollstreckbar; dies hindert jedoch nicht die Vollstreckbarkeit des 

titulierten Anspruchs auf ein qualifiziertes Zeugnis an sich, da die Wendung nur dekla-

ratorisch das wiedergibt, was nach allgemeinen Zeugnisgrundsätzen inhaltlich von ei-

nem Zeugnis zu fordern ist; sie ist deshalb vollstreckungsrechtlich ohne Bedeutung 

(LAG Köln 03.09.2013 – 11 Ta 202/13 – juris; Sächs. LAG 06.08.2012 – 4 Ta 170/12 

(9) – NZA-RR 2013, 215; Beschwerdekammer 04.03.2014 – 13 Ta 645/13 – juris RN 

21). 

 

(2) Ein anderes Ergebnis folgt auch nicht daraus, dass das Zeugnis unter dem „Aus-

scheidungsdatum“ erstellt werden soll. Damit ist fraglos das Datum des Ausscheidens 

gemeint. Ein konkretes Datum lässt sich dem Inhalt des Vergleichs zwar nicht entneh-

men. Dies führt allerdings nicht zu dessen Unbestimmtheit. Vielmehr wird damit be-

wirkt, dass das Ausstellungsdatum nicht von dem Datum abweichen darf, welches die 

Schuldnerin in dem Zeugnis als Datum der Beendigung des Arbeitsverhältnisses an-

gibt.  

 

(3) Anders als das Arbeitsgericht unter zutreffender Heranziehung der Rechtspre-

chung des Bundesarbeitsgerichts (BAG 14.02.2017 – 9 AZB 49/16 – JurBüro 2017, 

497) angenommen hat, ist auch die Wendung „gute Beurteilung von Leistung und Ver-

halten“ hinreichend bestimmt.  

 

aa) Das Bundesarbeitsgericht hat in der zitierten Entscheidung (unter RN 11) die Auf-

fassung vertreten, ein Vollstreckungstitel, der den Arbeitgeber zur Erteilung eines 

Zeugnisses verpflichtet, dessen Inhalt einer bestimmten Notenstufe entspricht, nicht 

den zwangsvollstreckungsrechtlichen Bestimmtheitsanforderungen genüge. Es bleibe 

Sache des Arbeitgebers, das Zeugnis im Einzelnen abzufassen, wobei die Formulie-

rung in seinem pflichtgemäßen Ermessen stehe. Die Vereinbarung einer bestimmten 
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Notenstufe lasse dem Arbeitgeber einen derart weiten Gestaltungsspielraum hinsicht-

lich der Auswahl und Gewichtung einzelner Gesichtspunkte, des Umfangs des Zeug-

nistextes sowie der Formulierung der Leistungs- und Führungsbeurteilung, dass von 

einem konkreten Leistungsbefehl, der die Grundlage einer mit staatlichen Zwangsmit-

teln zu vollziehenden Vollstreckung bilde, nicht die Rede sein könne. Wolle man an-

ders entscheiden, habe es der Arbeitnehmer in der Hand, durch die ungenaue Formu-

lierung seines Leistungsbegehrens den Streit in das Vollstreckungsverfahren zu ver-

lagern, in dem sich der Arbeitgeber unter der Androhung von Zwangsmaßnahmen sei-

tens des Vollstreckungsgerichts unklaren Handlungspflichten ausgesetzt sehe. 

 

Allerdings teilt die Beschwerdekammer den Ansatz des Bundesarbeitsgerichts in der 

genannten Entscheidung, dass die Vollstreckung aus einem Titel nur in den Fällen 

erfolgen kann, in denen hinreichend klar ist, welche konkrete Leistung von dem 

Schuldner gefordert wird; ob der zur Vollstreckung anstehende Titel hinreichend be-

stimmt ist, ist dabei unter Rückgriff auf die für das Erkenntnisverfahren maßgebliche 

Regelung des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO zu bestimmen (BAG aaO RN 9). Aufgabe des 

Vollstreckungsgerichts ist es, zu klären, ob der Vollstreckungsschuldner seiner festge-

legten Verpflichtung nachgekommen ist, nicht aber, worin diese besteht; diese Erwä-

gungen fußen letztlich auf dem Rechtsstaatsprinzip, welches verlangt, dass für den 

Schuldner erkennbar sein muss, in welchen Fällen er mit einem Zwangsmittel zu rech-

nen hat (BAG aaO RN 10).  

 

Aus Sicht der Beschwerdekammer lässt das Bundesarbeitsgericht jedoch unberück-

sichtigt, dass nicht notwendig die konkret abzugebenden Erklärungen oder vorzuneh-

menden Handlungen nach den dargestellten Grundsätzen im Titel festgelegt sein müs-

sen. Vielmehr reicht es aus, wenn der zu bewirkende Erfolg derartig beschrieben wird; 

es ist dann Sache des Schuldners, auf welche Weise er den von ihm geschuldeten 

Erfolg herbeiführt (vgl. insgesamt BAG 31.05.2012 – 3 AZB 29/12 – RN 18 mwN; vgl. 

auch LAG Düsseldorf 22.01.2020 – 12 Sa 580/19 – juris RN 128 mwN; für die entspre-

chende Fragestellung bei Unterlassungsansprüchen legt der BGH dies derart selbst-

verständlich zugrunde, dass er es nicht ausdrücklich erwähnt: BGH 13.12.2019 – V 

ZR 152/18 –). Es ist daher für die Bestimmtheit des Titels irrelevant, dass dem Schuld-

ner verschiedene Handlungsmöglichkeiten dem Schuldner zur Verfügung stehen, um 

die Erfüllung zu bewirken. Erforderlich ist lediglich, dass er eindeutig erkennen kann, 

welchen Erfolg er schuldet.  

 

bb) Danach ist die Festlegung einer Notenstufe für Leistung und Verhalten des Arbeit-

nehmers in einem Zeugnis hinreichend bestimmt. Der geschuldete Erfolg besteht in 

einer Zeugniserteilung, welche die festgelegte Notenstufe sowohl bei der Leistung als 

auch beim Verhalten erfüllt. Es kann durch jede sachkundige Person beurteilt werden, 

welcher Stufe der Notenskala ein erteiltes Zeugnis zuzuordnen ist (Ahmad/Horcher 

NZA 2019, 1234, 1239). Der Arbeitgeber muss sich notfalls entsprechend kundigen 

Rat einholen. Dies muss er ohnehin tun, wenn er nicht in der Lage ist, seine Beurtei-

lung in Worte zu fassen. 
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Damit wird keineswegs der Streit über den genauen Zeugnisinhalt in das Zwangsvoll-

streckungsverfahren verlagert. Es geht nicht um einzelne Formulierungen, sondern um 

die „Note“ für Leistung und Verhalten des Arbeitnehmers. In der Vollstreckung nach 

§ 888 ZPO ist der materiell-rechtliche Einwand der Erfüllung auch ansonsten grund-

sätzlich zu prüfen (vgl. nur BGH 06.06.2013 – I ZB 56/12 – NJW-RR 2013, 1336 RN 9), 

und zwar unabhängig davon, welchen Aufwand dies erfordert. Beispielsweise ist bei 

Weiterbeschäftigungstiteln ebenfalls oft streitig, ob die vom Arbeitgeber zugewiesenen 

Tätigkeiten eine nur rahmenmäßig (zB mit einer Berufsbezeichnung) vorgenommene 

Titulierung erfüllen. Von einer Überprüfbarkeit anhand der Notenskala geht letztlich 

auch das Bundesarbeitsgericht aus, wenn es meint, dem Arbeitnehmer stehe es frei, 

bei einem wie hier formulierten Vergleich seine Ansprüche in einem erneuten Erkennt-

nisverfahren durch die Gerichte für Arbeitssachen vollstreckungsfähig titulieren zu las-

sen (BAG 14.02.2017 aaO RN 12 a.E). Denn in diesem Rechtsstreit müsste ebenfalls 

geprüft werden, ob ein erteiltes Zeugnis den Anspruch des Arbeitnehmers auf Ertei-

lung eines Zeugnisses mit der titulierten Notenstufe schon erfüllt hat. Organ einer Voll-

streckung nach § 888 ZPO ist das Vollstreckungsgericht. Man darf einem Arbeitsrichter 

zutrauen, dass er die nötige Sachkunde hat, um zu beurteilen, ob ein erteiltes Zeugnis 

bezogen auf die Leistung und das Verhalten jeweils der titulierten Notenstufe ent-

spricht.  

 

(4) Letztlich scheitert die Bestimmtheit des Vollstreckungstitels auch nicht daran, dass 

das Zeugnis „die übliche Dankes-, Wunsches- und Bedauernsformel“ enthalten soll. 

Zwar sind auch hier verschiedene Formulierungen denkbar. Wie unter (3) aa) ausge-

führt, ist aber nicht Voraussetzung für eine Bestimmtheit, dass die geforderte Handlung 

oder Erklärung eindeutig beschrieben wird. Ob aber der Handlungserfolg eingetreten 

ist, indem das Zeugnis eine Dankes-, Wunsches- und Bedauernsformel enthält, lässt 

sich leicht feststellen. Der Gläubiger hat mit der vereinbarten Verpflichtung lediglich 

keinen Anspruch auf eine bestimmte Formulierung. 

 

b) Die derart bestimmte Verpflichtung der Schuldnerin hat diese bislang nicht erfüllt. 

 

(1) Aus dem unter a) (2) genannten Grund stellt das Zeugnis, welches die Schuldnerin 

dem Gläubiger unter dem 31.01.2019 [sic!] für eine angegebene Tätigkeit bis zum 

30.09.2019 erteilt hat, keine Erfüllung der übernommenen Verpflichtung dar. 

 

(2) Das weitere, unter dem 30.09.2019 erteilte Zeugnis enthält keine Wunsches- und 

Bedauernsformel und stellt daher keine Erfüllung dar.  

 

(3) Eine Teilerfüllung, wie sie womöglich das Bundesarbeitsgericht (14.02.2017 aaO 

RN 14) ohne weitere Begründung anzunehmen scheint, hält die Beschwerdekammer 

für ausgeschlossen. Der Arbeitnehmer kann sich nur mit einem einzigen Zeugnis be-

werben, das die geschuldeten Inhalte insgesamt enthält. 
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C. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 891, 91 Abs. 1 ZPO. 

 

Der Wert des Beschwerdegegenstandes bestimmt sich nach §§ 3 ff. ZPO. Dabei ist 

der Wert des durchzusetzenden Anspruchs maßgebend, der hier mit dem Betrag des 

Monatsverdienstes des Gläubigers bemessen wurde. 

 

Die Zulassung der Rechtsbeschwerde beruht auf § 574 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 ZPO. 

 

 

 

 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 

 

Gegen diesen Beschluss kann von der Schuldnerin 

 

R E C H T S B E S C H W E R D E  

 

eingelegt werden. 

 

Gegen diesen Beschluss ist für den Gläubiger ein Rechtsmittel nicht gegeben. 

 

Die Rechtsbeschwerde muss 

 

innerhalb einer Notfrist* von einem Monat 

 

nach der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Beschlusses schriftlich  

oder in elektronischer Form beim 

 

Bundesarbeitsgericht 

Hugo-Preuß-Platz 1 

99084 Erfurt 

Fax: 0361 2636-2000 

eingelegt werden. 

 

Die Rechtsbeschwerdeschrift muss von einem Bevollmächtigten unterzeichnet sein. 

Als Bevollmächtigte sind nur zugelassen: 

 

1. Rechtsanwälte, 

2. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammen-

schlüsse solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder 

Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder, 
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Beglaubigt 

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Landesarbeitsgericht Düsseldorf 

 

- maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig, § 169 Abs. 3 ZPO - 

 

 

3. Juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer 

der in Nr. 2 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person 

ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung der Mitglieder dieser 

Organisation oder eines anderen Verbandes oder Zusammenschlusses mit ver-

gleichbarer Ausrichtung entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die 

Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

 

In den Fällen der Ziffern 2 und 3 müssen die Personen, die die Rechtsbeschwerde-

schrift unterzeichnen, die Befähigung zum Richteramt haben. 

 

Eine Partei, die als Bevollmächtigter zugelassen ist, kann sich selbst vertreten. 

 

Die elektronische Form wird durch ein elektronisches Dokument gewahrt. Das elektro-

nische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer 

qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 

von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 

gemäß § 46c ArbGG nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 

Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach (ERVV) v. 24. November 2017 in der jeweils gelten-

den Fassung eingereicht werden. Nähere Hinweise zum elektronischen Rechtsverkehr 

finden sich auf der Internetseite des Bundesarbeitsgerichts www.bundesarbeitsge-

richt.de. 
 

* eine Notfrist ist unabänderlich und kann nicht verlängert werden. 

 

 

 

Nübold 

 

 


